Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drudksache 3509 


Schriftlidier Bericht 

des Ausschusses für Finanz- und Steuerfragen 
(19. Aussdiuß) 

über den von der Fraktion der FDP eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über steuerliche Begünstigungen zur Förderung des 

Kohlenbergbaues 

- Drucksache 1763 - 

über den von den Abgeordneten Dr. Dresbach, Dr. Eckhardt, 
Dr. Lindrath, Dr. Wellhausen und Genossen eingebraditen Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Änderung des Einkommensteuergesetzes 

- Drucksadle 2608 - 

über den von der Fraktion der FDP eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Einkommensteuergesetzes 

- Drucksache 2983 - 

über den von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes über steuerlidie Vergünstigungen für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Verfolgte 

- Drudcsadie 3007 - 

A. Beridit des Abgeordneten Dr. Lindrath") 


folgt unter zu Drudesache 3509 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



B. Antrag des Aussdiusses: 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksachen 1763, 2608, 
2983, 3007 — in der anliegenden Fassung mit 
der Überschrift „Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung steuerrechtlicher Vorschriften“ anzu- 
nehmen; 

2. den Antrag der Fraktion der CDU/CSU betr. 
Änderung des Einkommensteuergesetzes — 
Drucksache 1753 — durch die Beschlußfassung 
zu Nr. 1 für erledigt zu erklären; 

3. die Entschließungsanträge 

a) der Abgeordneten Struve und Genossen zur 
zweiten Beratung des Entwurfs eines Ge- 
setzes zur Neuordnu*ng von Steuern — Um- 
druck 232, Drucksachen 961, 481 — , 

b) der Fraktionen der FDP, GB/BHE, DP zur 
dritten Beratung des Entwurfs eines Ge- 
setzes zur Neuordnung von Steuern — Um- 
druck 258, Drucksachen 991, 961, 481 — 

durch die Beschlußfassung zu Nr. 1 für erledigt 
zu erklären; 

4. folgende Entschließung zu fassen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

die Frage einer zweckmäßigen Gestaltung der 
Bewertung von Auf Wendungen zur Feststellung 
und Untersuchung von Kohle- und Erzvorkom- 
men zu prüfen und d'cis Ergebnis der Prüfung 
dem Bundestag bis zum 31. Dezember 1957 be- 
kanntzugeben. 


Bonn, den 10. Mai 1957 


Der Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen 


Dr. Wellhausen 

Vorsitzender 


Dr. Lindrath 

Berichterstatter 
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Beschlüsse des 19, Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung steuerrechtlidier Vorschriften 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 
Einkommensteuer und Körperschaftsteuer 

Artikel 1 

Das Einkommensteuergesetz in der Fas- 
sung vom 21. Dezember 1954 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 441), des Zweiten Gesetzes zur 
Änderung des Einkommensteuergesetzes vom 
11. August 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 505), 
des Gesetzes zur Änderung des Einkommen- 
steuergesetzes und des Körperschaftsteuer- 
gesetzes vom 5. Oktober 1956 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 781) und des Gesetzes zur Än- 
derung dieses Gesetzes vom 19. Dezember 
1956 (Bundesgesetzbl. I S. 918) wird wie 
folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

4 

a) In Absatz 5 Ziff. 2 wird der folgende 
Satz angefügt: 

„Die Umstellung des Wirtschaftsjahrs 
auf einen vom Kalenderjahr abwei- 
chenden Zeitraum ist steuerlich nur 
wirksam, wenn sie im Einvernehmen 
mit dem Finanzamt vorgenommen 
wird;“. 

b) Absatz 6 erhält die folgende Fassung: 

„(6) Bei Land- und Forstwirten 
und bei Gewerbetreibenden, deren 
Wirtschaftsjahr vom Kalenderjahr ab- 
weicht, ist der Gewinn aus Land- und 
Forstwirtschaft oder aus Gewerbe- 
betrieb bei der Ermittlung des Ein- 


kommens in folgender Weise zu be- 
rücksiditigen: 

1. Bei Land- und Forstwirten ist der 
Gewinn des Wirtschaftsjahrs auf 
das Kalenderjahr, In dem das 
Wirtschaftsjahr beginnt, und auf 
das Kalenderjahr, in dem das Wirt- 
schaftsjahr endet, entsprechend 
dem zeitlichen Anteil aufzuteilen. 
Bei der Aufteilung sind Veräuße- 
rungsgewinne Im Sinn des § 14 
auszuscheiden und dem Gewinn 
des Kalenderjahrs hinzuzurechnen, 
in dem sie entstanden sind; 

2. bei Gewerbetreibenden gilt der Ge- 
winn des Wirtschaftsjahrs als in 
dem Kalenderjahr bezogen, in dem 
das Wirtschaftsjahr endet.“ 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Ziffer 2 erhält die folgende Fassung: 

„2. das Arbeitslosengeld, das Kurz- 
arbeitergeld und die Stillegungs- 
vergütung aus der gesetzlichen 
Arbeitslosenversicherung sowie 
die Unterstützung aus der gesetz- 
lichen Arbeitslosenhilfe;“. 

b) In Ziffer 4 werden im Eingangssatz 
hinter den Worten „bei Angehörigen“ 
die Worte „der Bundeswehr,“ einge- 
fügt. 

c) Hinter Ziffer 4 wird die folgende 
Ziffer 5 eingefügt: 

„5. bei Soldaten die Geld- und Sach- 
bezüge sowie die Heilfürsorge auf 
Grund des § 1 Abs. 1 Satz 1 des 
W ehrsold gesetzes ; “ . 
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d) Die bisherigen Ziffern 5 bis 11 wer- 
den Ziffern 6 bis 12. 

e) In der neuen Ziffer 6 werden hinter 
den Worten „versorgungshalber an“ 
die Worte „Wehrdienstbeschädigte 
oder ihre Hinterbliebenen,“ einge- 
fügt. 

f) Die neue Ziffer 12 erhält die folgende 
Fassung: 

„12. aus einer Bundeskasse oder Lan- 
deskasse gezahlte Bezüge, die in 
einem Bundesgesetz oder Lan- 
desgesetz oder einer auf bundes- 
gesetzlicher oder landesgesetz- 
licher Ermächtigung beruhenden 
Bestimmung oder von der Bun- 
desregierung oder einer Landes- 
regierung als Aufwandsentschädi- 
gung festgesetzt sind und als Auf- 
wandsentschädigung im Haus- 
haltsplan ausgewiesen werden. 
Das gleiche gilt für andere Be- 
züge, die als Aufwandsentschädi- 
gung aus öffentlichen Kassen an 
öffentliche Dienste leistende Per- 
sonen gezahlt werden, soweit 
nicht festgestellt wird, daß sie für 
Verdienstausfall oder Zeitverlust 
gewährt werden oder den Auf- 
wand, der dem Empfänger er- 
wächst, offenbar übersteigen;“. 

g) Hinter der neuen Ziffer 12 wird die 
folgende Ziffer 13 eingefügt: 

„13. die aus öffentlichen Kassen ge- 
zahlten Reisekostenvergütungen 
und Umzugskostenvergütun- 
gen;“. 

h) Die bisherigen Ziffern 12 bis 17 wer- 
den Ziffern 14 bis 19. 

i) In der neuen Ziffer 15 werden die 
Zahl „500“ durch die Zahl „700“ und 
die Zahl „300“ durch die Zahl „500“ 
ersetzt. 

3. § 10 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird hinter Satz 1 der 
folgende Satz eingefügt: 

„Für die Veranlagungszeiträume 1956 
bis 1958 erhöht sich der Satz von 
50 vom Hundert auf 75 vom Hun- 
dert.“ 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte 
„folgenden Jahre“ durch die Worte 
„folgenden drei Jahre“ ersetzt. 


4. § 26 wird gestrichen. Hinter § 25 wer- 
^ den an Stelle des bisherigen § 26 die 
folgenden §§ 26 bis 26 e eingefügt: 

4 26 

Veranlagung von nicht dauernd getrennt 
lebenden Ehegatten 

(1) Ehegatten, die beide unbeschränkt 
steuerpflichtig sind und nicht dauernd 
getrennt leben und bei denen diese Vor- 
aussetzungen im Veranlagungszeitraum 
mindestens vier Monate bestanden 
haben, werden nach Maßgabe des § 26 a 
getrennt veranlagt. Sie werden nach 
Maßgabe der Vorschriften der §§ 26 b 
bis 26 e zusammen veranlagt, wenn sie es 
beantragen. 

(2) Die Vorschriften des Absatzes 1 
gelten für die Veranlagungszeiträume 
1949 bis 1957. Sie sind anzuwenden 

1. bei Veranlagungen, die nach dem 
30. Juni 1957 erstmals für einen Ver- 
anlagungszeitraum durchgeführt wer- 
den; 

2. bei Berichtigungsveranlagungen nach 
den §§ 218 Abs. 4 und 222 Abs. 1 
Ziff. 1 und 2 der Reichsabgabenord- 
nung, die nach dem 30. Juni 1957 
durchgeführt werden. Wird bei der 
Berichtigungsveranlagung die bis- 
herige Art der Veranlagung (ge- 
trennte Veranlagung oder Zusammen- 
veranlagung der Ehegatten mit allen 
Einkünften oder Zusammenveranla- 
gung unter Ausscheiden von Ein- 
künften eines Ehegatten) nicht bei- 
behalten, so finden § 222 Abs. 1 
Ziff. 1 und 2 und § 218 Abs. 4 der 
Reichsabgabenordnung mit der Maß- 
gabe Anwendung, daß bei der Be- 
urteilung, ob neue Tatsachen oder 
Beweismittel vorliegen, die eine hö- 
here oder eine niedrigere Veranlagung 
rechtfertigen, die bisher festgesetzten 
Steuern mit den Steuern zu verglei- 
chen sind, die sich ergeben würden, 
wenn die bisherige Art der Veranla- 
gung der Ehegatten unter Berücksich- 
tigung der neuen Tatsachen oder 
Beweismittel beibehalten würde. Er- 
gibt sich danach für einen Veranla- 
gungszeitraum, daß nur solche neuen 
Tatsachen oder Beweismittel vor- 
liegen, die eine höhere Veranlagung 
rechtfertigen, dann dürfen in den Be- 
richtigungssteuerbescheiden die in den 
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bisherigen Steuerbescheiden festge- 
setzten Steuerbeträge nidit unter- 
schritten werden; 

3. bei erstnivils für einen Veranlagungs- 
zeitraum durchgeführten Veranlagun- 
gen und bei Berichtigungsveranlagun- 
gen, wenn die Veranlagungen vor dem 
1. Juli 1957 durchgeführt worden sind, 
die Steuerbescheide aber am 30. Juni 
1957 noch nicht rechtskräftig waren. 
Ziffer 2 Sätze 2 und 3 findet Anwen- 
dung; 

4. bei Berichtigungsveranlagungen nach 
den Absätzen 3 und 4. 

(3) Vor dem 1. Juli 1957 erlassene, 
nach dem 20. Februar 1957 rechtskräftig 
gewordene Steuerbesdieide für die Ver- 
anlagungszeiträume 1949 bis 1957, die 
auf einer Zusammenveranlagung der 
Ehegatten beruhen, sind zu berichtigen, 
wenn ein Ehegatte vor dem 1. No- 
vember 1957 beim Finanzamt schriftlich 
oder durch Erklärung zu Protokoll die 
getrennte Veranlagung beantragt. Son- 
stige den zu berichtigenden Bescheiden 
zugrunde liegende tatsächliche Feststel- 
lungen und reditliche Beurteilungen 
bleiben maßgebend. 

(4) Vor dem 1. Juli 1957 erlassene 
Steuerbescheide für die Veranlagungs- 
zeiträume 1949 bis 1957, die auf einer 
Zusammenveranlagung der Ehegatten 
beruhen, können von dem Finanzamt 
berichtigt werden, wenn die Steuer- 
bescheide auf Grund des § 79 Abs. 2 des 
Gesetzes über das Bundesverfassungs- 
gericht vom 12. März 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 243) In der Fassung des Ge- 
setzes zur Änderung des Gesetzes über 
das Bundesverfassungsgericht vom 
21. Juli 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 662) 
nicht mehr vollstreckbar sind. Absatz 3 
Satz 2 gilt entsprechend. 

(5) Die Berichtigung vor dem 21. Fe- 
bruar 1957 rechtskräftig gewordener 
Steuerbescheide kann nicht mit der Be- 
gründung verlangt werden, daß § 26 des 
Einkommensteuergesetzes In den vor 
dem 21. Februar 1957 angewendeten Fas- 
sungen nichtig sei. 

(6) Nach dem 20. Februar 1957 ge- 
zahlte oder beigetriebene Beträge für 
Steuern, die in einem vor dem 21. Fe- 
bruar 1957 rechtskräftig gewordenen 
Steuerbescheid festgesetzt worden sind, 


sind auf Antrag eines Ehegatten insoweit 
zu erstatten, als die Steuerbeträge bei 
einer getrennten Veranlagung der Ehe- 
gatten nadi Absatz 1 Satz 1 nicht zu ent- 
richten gewesen wären. Absatz 3 Satz 2 
gilt entsprechend. Der Antrag Ist vor 
dem 1. November 1957 beim Finanzamt 
schriftlich zu stellen oder zu Protokoll 
zu erklären. Das Finanzamt entscheidet 
über den Antrag durch Bescheid. 

§ 26 a 

Getrennte Veranlagung von Ehegatten 

(1) Bei getrennter Veranlagung der 
Ehegatten sind jedem Ehegatten die von 
ihm bezogenen Einkünfte zuzurechnen. 
Einkünfte eines Ehegatten sind nicht 
allein deshalb zum Teil dem anderen 
Ehegatten zuzurechnen, weil dieser bei 
der Erzielung der Einkünfte mitge- 
wirkt hat. 

(2) Die Sonderausgaben der Ehegatten 
mit Ausnahme des Abzugs für den 
steuerbegünstigten nicht entnommenen 
Gewinn und des Verlustabzugs sind, so- 
weit sie die Summe der für sie min- 
destens anzusetzenden Pauschbeträge 
übersteigen, im Rahmen der bei einer 
Zusammenveranlagung der Ehegatten 
mit allen Einkünften in Betracht kom- 
menden Höchstbeträge je zur Hälfte bei 
der Veranlagung des Ehemanns und der 
Ehefrau zu berücksichtigen, wenn nidit 
die Ehegatten eine andere Aufteilung 
beantragen. 

(3) Außergewöhnliche Belastungen 
und Freibeträge für besondere Fälle nach 
§ 33 a der Einkommensteuergesetze 1950 
und 1951 und des Einkommensteuer- 
gesetzes 1953 ln Verbindung mit § 52 
Abs. 12 des Einkommensteuergesetzes 
1955 sind in Höhe des bei einer Zusam- 
menveranlagung der Ehegatten mit allen 
Einkünften in Betracht kommenden 
Betrags zu berücksichtigen. Für die Auf- 
teilung gilt Absatz 2 entsprechend. 

§ 26 b 

Zusanimcnveranlagung von Ehegatten 

Bei der Zusammenveranlagung sind 
die Einkünfte der Ehegatten zusammen- 
zurechnen, soweit nicht in den §§ 26 c 
und 26 d etwas anderes bestimmt ist. 
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§ 26 c 

Sondervorschriften für die Veranlagungs- 
zeiträume 1949 bis 1954 
bei der Zusammenveranlagung 

Für die Veranlagungszeiträume 1949 
bis 1954 scheiden Einkünfte aus nicht- 
selbständiger Arbeit der Ehefrau in 
einem dem Ehemann fremden Betrieb 
bei der Zusammenveranlagung aus, es sei 
denn, daß die Ehegatten die Einbezie- 
hung dieser Einkünfte in die Zusammen- 
veranlagung beantragen. 


§ 26 d 

Sondervorschriften für die Veranlagungs- 
zeiträume 1955 bis 1957 
bei der Zusammenveranlagung 

(1) Für die Veranlagungszeiträume 
1955 bis 1957 scheiden Einkünfte der 
Ehefrau aus selbständiger Arbeit (§ 2 
Abs. 3 Ziff. 3) und nichtselbständiger 
Arbeit (§ 2 Abs. 3 Ziff. 4) in einem dem 
anderen Ehegatten fremden Betrieb bei 
der Zusammenveranlagung aus. Auf An- 
trag scheiden statt dessen die entsprechen- 
den Einkünfte des Ehemanns aus, wenn 
diese niedriger sind. Die Ehegatten kön- 
nen innerhalb einer durch Rechtsverord- 
nung zu bestimmenden Frist die Einbe- 
ziehung dieser Einkünfte in die Zu- 
sammenveranlagung beantragen. Durch 
Rechtsverordnung wird bestimmt, in wel- 
dien Fällen Einkünfte aus Gewerbebetrieb 
durch Tätigkeit der Ehefrau den Ein- 
künften aus selbständiger Arbeit gleich- 
gestellt werden. 

(2) Bei der Zusammenveranlagung 
von Ehegatten für den Veranlagungs- 
zeitraum 1957 wird ein Freibetrag von 
720 Deutsche Mark vom Einkommen ab- 
gezogen. Das gilt nicht, wenn Einkünfte 
eines Ehegatten nach Absatz 1 Satz 1 
oder nach der auf Grund des Absatzes 1 
Satz 4 erlassenen Rechtsverordnung bei 
der Zusammenveranlagung ausgeschieden 
werden. 

(3) Die Sonderausgaben der Ehegatten 
im Sinn der §§ 10 und 10 b sind, soweit 
sie die Summe der für sie mindestens 
anzusetzenden Pauschbeträge überstei- 
gen, im Rahmen der bei einer Zusam- 


menveranlagung mit allen Einkünften 
der Ehegatten in Betracht kommenden 
Höchstbeträge je zur Hälfte bei der Zu- 
sammenveranlagung und bei der geson- 
derten Veranlagung des Ehegatten mit 
den ausscheidenden Einkünften zu be- 
rücksichtigen, wenn nicht die Ehegatten 
eine andere Aufteilung beantragen. 

(4) Die Anwendung der Vorschriften 
der §§ 10 a und 10 d wird durch eine 
Rechtsverordnung geregelt. Dabei kann 
Absatz 3 für sinngemäß anwendbar er- 
klärt oder es kann bestimmt werden, 
daß die Vorschriften der §§ 10 a und 
10 d bei der Veranlagung berücksichtigt 
werden, bei der die mit dem nicht ent- 
nommenen Gewinn oder dem Verlust- 
abzug in wirtschaftlichem Zusammen- 
hang stehenden Einkünfte aus Land- und 
Forstwirtschaft, aus Gewerbebetrieb oder 
aus selbständiger Arbeit veranlagt wer- 
den. 

(5) Außergewöhnliche Belastungen 
und Freibeträge für besondere Fälle nadi 
§ 33 a des Einkommensteuergesetzes 1953 
In Verbindung mit § 52 Abs. 12 des 
Einkommensteuergesetzes 1955 sind In 
Höhe des bei einer Zusammenveranla- 
gung mit allen Einkünften der Ehegatten 
in Betradit kommenden Betrags je zur 
Hälfte bei der Zusammenveranlagung 
und bei der gesonderten Veranlagung des 
Ehegatten mit den ausscheidenden Ein- 
künften zu berücksichtigen, wenn nicht 
die Ehegatten eine andere Aufteilung be- 
antragen. 

§ 26 e 

Antrag auf Zusammenveranlagung 

Der Antrag auf Zusammenveranla- 
gung Ist von beiden Ehegatten beim Fi- 
nanzamt schriftlich zu stellen oder zu 
Protokoll zu erklären. Ist einer der Ehe- 
gatten aus zwingenden Gründen zur Ab- 
gabe einer Erklärung nicht in der Lage, 
dann kann das Finanzamt die Erklärung 
des anderen Ehegatten als ausreichend 
ansehen.'* 


5. In § 32 Abs. 1 Satz 2 werden hinter den 
^ Worten „Dabei gilt“ die Worte „vor- 
behaltlich der §§ 32 a und 32 b“ ein- 
gefügt. 
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6. § 32 a ei^hält die folgende Fassung: 

»§ 32 a 

Steuerklassen bei getrennter Veranlagung 
von Ehegatten nach § 26 a 

Ehegatten, die nach § 26 a getrennt 
veranlagt werden, fallen in die Steuer- 
klasse L Liegen die Voraussetzungen des 
§ 32 Abs. 4 Ziff. 2 bis 4 (Kinderermäßi- 
gung) vor, so werden für die in Betracht 
kommenden Kinder Freibeträge abge- 
zogen, deren Fiöhe sich aus der Anwei- 
sung am Schluß der für den jeweiligen 
Veranlagungszeitraum geltenden Ein- 
kommensteuertabelle ergibt. Die Frei- 
beträge sind bei der Veranlagung jedes 
Ehegatten zur Hälfte abzuziehen, soweit 
nidit ein Kinderfreibetrag nur einem 
Ehegatten zusteht oder zu gewähren ist.‘‘ 

7. Hinter § 32 a wird der folgende § 32 b 
^ eingefügt: 

4 32 b 

Steuerklassen beim Ausscheiden von Ein- 
künften aus der Zusammenveranlagung 

(1) Ein Ehegatte fällt mit den Ein- 
künften, die nach § 26 d aus der Zu- 
sammenveranlagung ausscheiden, in die 
Steuerklasse I. 

(2) Für die Veranlagungszeiträume 
1955 bis 1957 wird auf Antrag der Ehe- 
gatten derjenige, der nach Absatz 1 in 
die Steuerklasse I fällt, mit den in Ab- 
satz 1 bezeichneten Einkünften nach der 
Steuerklasse, die nach § 32 maßgebend 
ist, besteuert; in idiesem Fall werden die 
Ehegatten mit allen anderen Einkünften 
nach Steuerklasse I besteuert.“ 

8. Der bisherige § 32 b wird § 32 c und 
^ erhält die folgende Fassuriig: 

4 32 c 

Altersfreibetrag 

Für die Veranlagungszeiträume 1955 
bis 1957 wird bei Personen, die nach § 32 
Abs. 3 Ziff. 1, Abs. 4 in die Steuerklaisse II 
oder III fallen, für jeden Veranlagungs- 
zeitraum ein Betrag von 720 Deutsche 
Mark vom Einkommen abgezogen (Al- 
tersfreibetrag), wenn diese Personen 
mindestens vier Monate vor dem Ende 
des Veranlagungszeitraums das 70. Le- 


bensjahr vollendet haben. Bei Ehegatten, 
die nach den §§ 26 b, 26 d veranlagt 
werden, wird nur ein Altersfreibetrag 
gewährt; es genügt, daß ein Ehegatte das 
70. Lebensjahr vollendet hat. Werden 
Ehegatten nach § 26 a getrennt ver- 
anlagt, so wird bei demjenigen Ehe- 
gatten, der mindestens vier Monate vor 
dem Ende des Veranlagungszeitraums 
das 70. Lebensjahr vollendet hat, ein Be- 
trag von 360 Deutsdie Mark vom Ein- 
kommen abgezogen.“ 

9. § 33 a wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 Sätze 1 und 3 wird die 
Zahl „720“ jeweils durch die Zahl 
„900“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte 
„der Betrag von 720 Deutsche Mark“ 
durch die Worte „der Betrag von 
900 Deutsche Mark“ ersetzt. 

c) Absatz 4 erhält die folgende Fassung: 

„(4) Für jeden vollen Kalender- 
monat, in dem die in den Absätzen 1 
bis 3 bezeichneten Voraussetzungen 
nicht Vorgelegen haben, ermäßigen 
sich die in den Absätzen 1 und 2 be- 
zeichneten Beträge von 900 Deutsche 
Mark und die in den Absätzen 2 
und 3 bezeichneten Beträge von 
720 Deutsche Mark um je ein 
Zwölftel.“ 

10. In § 34 a wird die Zahl „9000“ durch die 

^ Zahl „15 000“ ersetzt. 

11. In § 34 c Abs. 5 wird die folgende Zif- 

^ fer 6 angefügt: 

„6. den Abzug ausländischer Steuern 
vom Einkommen, die nicht unter 
Absatz 1 fallen, vom Gesamtbetrag 
der Einkünfte.“ 

12. § 39 a erhält die folgende Fassung: 

4 39 a 

Steuerabzug vom Arbeitslohn 
bei Ehegatten 

(1) Vom Jahresarbeitslohn des Ehe- 
manns wird für das Kalenderjahr 1957 
vor Anwendung der Jahreslohnsteuer- 
tabelle (§ 39 Abs. 1) ein Freibetrag von 
720 Deutsche Mark abgezogen, wenn die 
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Ehegatten beide unbeschränkt steuer- 
pfliditig sind und nidit dauernd ge- 
trennt leben und die Ehefrau keine Ein- 
künfte bezieht, die der Besteuerung un- 
terliegen. Beziehen Ehegatten, die beide 
unbeschränkt steuerpflichtig sind und 
nicht dauernd getrennt leben, im Ka- 
lenderjahr 1957 außer Einkünften aus 
nichtselbständiger Arbeit der Ehefrau 
keine Einkünfte, die der Besteuerung 
unterliegen, so wird der Freibetrag vom 
Arbeitslohn der Ehefrau abgezogen. 

(2) Das Verfahren zur Gewährung des 
in Absatz 1 bezeichneten Freibetrags wird 
durch Rechtsverordnung geregelt. In die- 
ser Rechtsverordnung kann auch be- 
stimmt werden, daß eine besondere 
Jahreslohnsteuertabelle aufgestcllt wird, 
bei der in den Steuerklassen II und III 
der in Absatz 1 bezeichnete Freibetrag 
berücksiditigt wird. Es ist sidierzustel- 
Icn, daß sich bei Arbeitnehnlern, bei 
denen die Voraussetzungen für den Ab- 
zug des Freibetrags nicht gegeben sind, 
der Freibetrag bei der Erhebung der 
Lohnsteuer nicht auswirkt. Zu diesem 
Zweck kann bestimmt werden, daß auf 
der Lohnsteuerkarte des Ehemanns oder 
der Ehefrau ein vor Anwendung der 
Jahreslohnsteuertabelle dem Arbeitslohn 
hinzuzurechnender Betrag eingetragen 
wird. 

(3) Ehefrauen werden, abweichend 
von § 39, beim Steuerabzug vom Ar- 
beitslohn nach Steuerklasse I besteuert. 
Auf Antrag der Ehegatten wird die Ehe- 
frau mit ihrem Arbeitslohn nach der 
Steuerklasse, die nach § 39 Abs. 3 
bis 5 maßgebend ist, besteuert. In diesem 
Fall wird der Ehemann nach Steuer- 
klasse I besteuert. Das Verfahren wird 
durch Rechtsverordnung geregelt. Durch 
Rechtsverordnung kann auch zugelassen 
werden, daß Ehefrauen auf Antrag mit 
ihrem Arbeitslohn nach der Steuerklasse, 
die nach § 39 Abs. 3 bis 3 maß- 
gebend ist, besteuert werden, wenn die 
Voraussetzungen des § 26 Abs. 1 Satz 1 
nicht gegeben sind oder wenn damit eine 
höhere Besteuerung als bei einer Zu- 
sammenveranlagung der Ehegatten mit 
allen Einkünften vermieden wird. Im 
letzteren Fall kann dabei auch die Nach- 
forderung einer etwaigen Mehrsteuer ge- 
regelt werden. Die Sätze 1 bis 6 gelten 


für laufenden Arbeitslohn, der für Lohn- 
zahlungszeiträume gezahlt wird, die nadi 
dem 31. Dezember 1954 enden und vor 
dem 1. Januar 1958 beginnen, bei son- 
stigen, insbesondere einmaligen Bezügen 
für den Arbeitslohn, der der Ehefrau 
nach dem 31. Dezember 1934 und vor 
dem 1. Januar 1958 zufließt." 

13. Flinter § 39 a wird der folgende § 40 
^ eingefügt: 

4 40 

Bemessung der Lohnsteuer nach 
Vomhundertsätzen 

(1) Zum Zweck der Vereinfachung des 
Verfahrens kann durch Rechts Verordnung 

1. angeordnet werden, daß sich die Lohn- 
steuer für sonstige, insbesondere ein- 
malige Bezüge (z. B. Tantiemen, Grati- 
fikationen), die der Arbeitnehmer ne- 
ben dem laufenden Arbeitslohn erhält, 
nach Vomhundertsätzen (Pausch- 
steuersätzen) der sonstigen Bezüge 
bemißt. Dabei sind die Vomhundert- 
sätze unter Berücksichtigung der Vor- 
schriften des § 39 nach der Fiöhe des 
voraussichtlichen Jahresarbeitslohns und 
dem Familienstand zu staffeln; 

2. zugelassen werden, daß auf Antrag des 
Arbeitgebers bei bestimmten sonstigen, 
insbesondere einmaligen Bezügen, die 
der Arbeitgeber in einer größeren 
Zahl von Fällen gewährt, die Lohn- 
steuer nach einem Vomhundertsatz 
(Pauschsteuersatz) erhoben wird, der 
sich für diese Bezüge unter Berüdcsich- 
tigung der Vorschriften des § 39 im 
Durchschnitt ergibt. Voraussetzung 
ist, daß der Arbeitgeber die Lohn- 
steuer übernimmt. Die bezeichneten 
Bezüge und die davon erhobene Lohn- 
steuer bleiben bei einer Veranlagung 
zur Einkommensteuer und beim 
Lohnsteuer-Jahresausgleich außer Be- 
tracht. 

(2) Das Finanzamt kann zulassen, daß 
die Lohnsteuer nach einem unter -«Berück- 
sichtigung der Vorschriften des § 39 zu 
ermittelnden Vomhundertsatz (Pausch- 
steuersatz) erhoben wird, 

1. wenn in anderen als den in Absatz 1 
ZIff. 2 bezeichneten Fällen von einem 
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Arbeitgeber sonstige, insbesondere 
einmalige Bezüge In einer größeren 
Zahl von Fällen gewährt werden oder 

2. wenn In einer größeren Zahl von 
Fällen Lohnsteuer vom Arbeitgeber 
nachzuerheben ist, weil er den Steuer- 
abzug vom Arbeitslohn nicht oder In 
zu geringer Höhe vorgenommen hat, 
oder 

3. wenn Bezüge an aushilfsweise be- 
schäftigte Arbeitnehmer gezahlt wer- 
den. 

In den Fällen der Ziffern 1 und 2 ist 
Voraussetzung, daß eine Berechnung der 
Lohnsteuer nach § 39 schv^Ierig ist oder 
einen unverhältnismäßigen Arbeitsauf- 
wand erfordern würde. Die Anwendung 
des Verfahrens kann davon abhängig 
gemacht werden, daß der Arbeitgeber 
die Lohnsteuer übernimmt und daß die 
Bezüge und die davon einbehaltene 
Lohnsteuer bei einer Veranlagung und 
beim Lohnsteuer- Jahresausgleich außer 
Betracht bleiben.“ 

14. § 43 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 wird die Ziffer 6 ge- 
strichen und im letzten Satz die 
Zahl „6“ durch die Zahl „5“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden jeweils die Worte 
„4 bis 6“ durch die Worte „4 und 5“ 
ersetzt. 

15. § 44 wird v/ie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 werden die Worte 

„3. in den Fällen 

des § 43 Abs. 1 Ziff. 6 

60 vom Hundert“ 

gestrichen. 

b) Der folgende Absatz 6 wird angefügt: 

„(6) Durch Rechts Verordnung kann 
angeordnet werden, daß bei bestimm- 
ten Gruppen von Steuerpfllditigen 
vom Steuerabzug vom Kapitalertrag 
abgesehen werden kann, wenn sicher- 
gestellt Ist, daß dem für die Veranla- 
gung jeweils zuständigen Finanzamt 
die Kapitalerträge, von denen hier- 
nach der Steuerabzug nicht vorgenom- 
men worden ist, bekanntwerden.“ 


16. § 45 und § 45 a werden gestrichen. 

17. § 46 Abs. 1 wird v/ie folgt geändert: 

♦ 

a) Im Eingangssatz werden die Worte 
„ , unbeschadet der Vorschriften des 
5 26,“ gestrichen. 

b) In Ziffer 3 wird die Zahl „4800“ 
durch die Zahl „7200“ ersetzt. 

c) Ziffer 4 erhält die folgende Fassung: 

„4. wenn der Ehegatte des Arbeit- 
nehmers nach § 26 a getrennt ver- 
anlagt wird;“. 

d) In Ziffer 5 wird der folgende Buch- 
stabe d angefügt: 

„d)zum Zweck der Zusammenver- 
anlagung mit dem Ehegatten ge- 
mäß §§ 26, 26 b bis 26 e.“ 

18. In § 46 a v/ird in der Überschrift und in 
^ den Sätzen 1 und 2 jeweils die Zahl „6“ 

durdi die Zahl „5“ ersetzt. 

19. Hinter % 49 wird der folgende § 49 a 
^ eingefügt: 

4 49 a 
Steuerabzug 

von Aufsichtsratsvergütungen bei 
besdiränkt Steuerpflichtigen 
(Aufsichtsratsteuer) 

(1) Bei beschränkt steuerpflichtigen 
Mitgliedern des Aufsichtsrats (Verwal- 
tungsrats) von inländischen Aktienge- 
sellschaften, Kommanditgesellschaften auf 
Aktien, Berggev/erkschaften, Gesellschaf- 
ten mit beschränkter Haftung und son- 
stigen Kapitalgesellschaften, Genossen- 
schaften und Personenvereinigungen des 
privaten und des öffentlichen Rechts, bei 
denen die Gesellschafter nicht als Unter- 
nehmer (Mitunternehmer) anzusehen 
sind, unterliegen die Vergütungen jeder 
Art, die ihnen von den genannten Unter- 
nehmungen für die Überwachung der 
Geschäftsführung gewährt werden (Auf- 
sichtsratsvergütungen), dem Steuerabzug 
(Aufsichtsratsteuer). 

(2) Die Aufsichtsratsteuer beträgt 

30 vom Hundert der Aufsichtsrats- 
vergütung, wenn der Empfänger 
die Steuer trägt, 


9 



42,85 vom Hundert des an das Auf- 
sichtsratsmitglied tatsächlich aus- 
gezahlten Betrags, wenn das Unter- 
nehmen die Steuer übernimmt. 

(3) Das Unternehmen hat die Auf- 
sichtsratsteuer für das Aufsichtsratsmit- 
glied einzubehalten. Es hat den Steuer- 
abzug in dem Zeitpunkt vorzunehmen, 
in dem die Aufsichtsratsvergütung dem 
Aufsichtsratsmitglied zufließt, und die 
einbehaltencn Steuerabzüge innerhalb 
einer Woche an das Finanzamt (Finanz- 
kasse) abzuführen. 

(4) Dem Steuerabzug unterliegt der 
volle Betrag der AufsiAtsratsvergütung 
ohne jeden Abzug. Werden Reisekosten 
(Tagegelder und Fahrtauslagen) beson- 
ders gewährt, so gehören sie zu den Auf- 
sichtsratsvergütungen nur insoweit, als 
sie die tatsächlichen Auslagen über- 
steigen. 

(5) Das Aufsichtsratsmitglied ist beim 
Steuerabzug von Aufsichtsratsvergütun- 
gen (AufsiAtsratsteuer) Steuerschuldner. 
Das Unternehmen haftet aber für die 
Einbehaltung und Abführung der Steuer. 
Das Aufsichtsratsmitglied (Steuerschuld- 
ner) wird nur in Anspruch genommen, 

1. wenn das Unternehmen die Auf- 
sichtsratsvergütung nicht vorschrifts- 
mäßig gekürzt hat oder 

2. wenn das Aufsichtsratsmitglied weiß, 
daß das Unternehmen die einbehal- 
tene Steuer nicht vorschriftsmäßig ab- 
geführt hat, und dies dem Finanzamt 
nicht unverzüglich mitteilt." 

20. § 51 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Ziffer 2 Buchstabe b Satz 3 wird 
das Wort „vierten" durdi das Wort 
„sechsten" ersetzt. 

b) In Ziffer 2 werden die folgenden 
Buchstaben m bis p angefügt: 

„m) nach denen jeweils zu bestim- 
mende Wirtschaftsgüter des Um- 
laufsvermögens ausländischer Her- 
kunft, welche die nachstehend 
bezeichneten Voraussetzungen er- 
füllen und nach dem Erwerb 
weder bearbeitet noch verarbeitet 
worden sind, statt mit dem sich 
nadi § 6 Abs. 1 Ziff. 2 ergeben- 
den Wert mit dem folgenden 
Wert angesetzt werden können: 


aa) Wirtschaftsgüter, deren Preis 
auf dem Weltmarkt wesent- 
lichen Schwankungen unter- 
liegt, mit einem Wert, der bis 
zu 20 vom Hundert unter 
den Anschaffungskosten oder 
dem niedrigeren Börsen- oder 
Marktpreis (Wiederbeschaf- 
fungspreis) des Bilanzstichtags 
liegt, 

bb) Wirtschaftsgüter, die wegen 
ihrer besonderen volkswirt- 
schaftlichen Bedeutung zur 
Deckung des Bedarfs der 
deutschen Wirtschaft erfor- 
derlich sind (Waren des volks- 
wirtschaftlich vordringlichen 
Bedarfs), mit einem Wert, der 
bei einem Mehrbestand an 
diesen Waren bis zu 30 vom 
Hundert und bei dem übri- 
gen Bestand bis zu 15 vom 
Hundert unter den Anschaf- 
fungskosten oder dem niedri- 
geren Börsen- oder Markt- 
preis (Wiederbeschaffungspreis) 
des Bilanzstichtags liegt; statt 
des Abschlags auf einen Mehr- 
bestand kann bei den einzel- 
nen Waren des volkswirt- 
schaftlich vordringlichen Be- 
darfs ein Abschlag bis zu 30 
vom Hundert von den An- 
schaffungskosten oder dem 
niedrigeren Börsen- oder 
Marktpreis (Wiederbeschaf- 
fungspreis) des Bilanzstich- 
tags zugelassen werden, so- 
weit diese Waren im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes 
oder im Saarland neben den 
handelsüblichen Vorräten ein- 
gelagert werden und nur 
unter besonders zu bestim- 
menden Bedingungen dem 
Lager (Sonderlager) entnom- 
men werden können. 

Ein Mehrbestand ist anzu- 
nehmen, soweit der mengen- 
mäßige Bestand der Waren 
am Schluß des Wirtschafts- 
jahrs im einzelnen und ins- 
gesamt den Bestand an einem 
noch zu bestimmenden Zeit- 
punkt, der nach dem 31. De- 
zember 1954 liegt, übersteigt. 
Hierbei sind nur Waren zu 
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berücksichtigen, die sich im 
Geltungsbereich dieses Geset- 
zes oder im Saarland befinden. 

Der Wertansatz nach Doppel- 
buchstabe aa kann nur in Wirt- 
schaftsjahren, die nach dem 
31. Dezember 1956 enden, der 
Wertansatz nach Doppelbuchstabe 
bb kann nur in Wirtschaftsjahren, 
die nach dem 31. Dezember 1956 
und vor dem 1. Januar 1962 
enden, zugelassen werden. Erfül- 
len Wirtschaftsgüter die Voraus- 
setzungen zu Doppelbuchstabe aa 
und zu Doppelbuchstabe bb, so 
kann der Wertansatz nach Wahl 
des Steuerpflichtigen entweder 
nach Doppelbuchstabe aa oder 
nach Doppelbuchstabe bb zuge- 
lassen werden; 

n) über Sonderabschreibungen 

aa) im Tiefbaubetrieb des Stein- 
kohlen-, Pechkohlen-, Braun- 
kohlen- und Erzbergbaues 

bei Wirtschaftsgütern des An- 
lagevermögens unter Tage 
und bei bestimmten mit dem 
Grubenbetrieb unter Tage in 
unmittelbarem Zusammen- 
hang stehenden, der Förde- 
rung, Seilfahrt und Wetter- 
führung sowie der Aufberei- 
tung des Minerals dienenden 
Wirtschaftsgütern des An- 
lagevermögens über Tage, so- 
weit die Wirtschaftsgüter 

für die Errichtung von neuen 
Förderschachtanlagen, auch in 
der Form von Anschluß- 
schachtanlagen, 

für die Errichtung von neuen 
Schächten in Verbindung mit 
Aufschlußarbeiten unter Tage, 

für die Zusammenfassung von 
mehreren Förderschachtanla- 
gen zu einer einheitlichen 
Förderschachtanlage und 

für den Wiederaufschluß still- 
liegender Grubenfelder und 
Feldesteile, 

bb) im Tagebaubetrieb des Braun- 
kohlen- und Erzbergbaues 


bei bestimmten Wirtschafts- 
gütern des beweglichen Anlage- 
vermögens (Grubenaufschluß, 
Großgeräte und im Erzberg- 
bau auch Aufbereitungsanla- 
gen), die für die Erschließung 
neuer Tagebaue und beim 
Übergang zum Tieftagebau 
für die Freilegung und Ge- 
winnung der Lagerstätte 

von Steuerpflichtigen, die den 
Gewinn auf Grund ordnungs- 
mäßiger Buchführung nach § 5 
ermitteln, nach dem 31. Dezem- 
ber 1955 ganz od$r zum Teil an- 
geschafft oder hergestellt werden. 
Voraussetzung für die Inan- 
spruchnahme der Sonderabschrei- 
bungen ist, daß mit der Durch- 
führung der bezeichneten Vor- 
haben vor dem. 1. Januar 1961 
begonnen und ihre Förderungs- 
würdigkeit von der obersten 
Landesbehörde für Wirtschaft im 
Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Wirtschaft beschei- 
nigt worden ist. Die Sonder- 
abschreibungen können im Wirt- 
schaftsjahr der Anschaffung oder 
Herstellung und den vier folgen- 
den Wirtschaftsjahren 

bei beweglichen Wirtschaf tsgütern 
des Anlagevermögens 

bis zu insgesamt 50 vom Hun- 
dert und 

bei unbeweglichen Wirtschafts- 
gütern des Anlagevermögens 

bis zu insgesamt 30 vom Hundert 

der Anschaffungs- oder Her- 
stellungskosten in Anspruch ge- 
nommen werden. Daneben sind 
die Absetzungen für Abnutzung 
nach § 7 vorzunehmen. Von den 
Sonderabschreibungen darf nicht 
mehr Gebrauch gemacht werden 
für Wirtsdiaftsgüter, die bei der 
Errichtung von neuen Förder- 
schachtanlagen (auch im Zusam- 
menhang mit dem Wieder- 
aufschluß stilliegender Gruben- 
felder und Feldesteile), jedoch 
nicht in der Form von Anschluß- 
schachtanlagen, nach dem 31. De- 
zember 1970 und in den übrigen 
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Fällen nach dem 31. Dezember 

1965 angeschafft oder hergestellt 
werden. Bei nach diesen Stich- 
tagen angeschafften oder herge- 
stellten Wirtschaftsgütern kön- 
nen die Sonderabschreibungen für 
die vor diesen Stichtagen aufge- 
wendeten Anzahlungen auf An- 
schaffungskosten oder Teilher- 
stellungskostcn zugelassen wer- 
den, Bei Wirtschaftsgütern, für 
die von den Sonderabschreibun- 
gen Gebrauch gemacht wird, sind 
die Absetzungen für Abnutzung 
nach § 7 in gleidien Jahresbeträ- 
gen vorzunehmen. 

Bei den begünstigten Vor- 
haben im Tagebaubetrieb des 
Braunkohlen- und Erzbergbaues 
kann außerdem zugelassen wer- 
den, daß die vor dem 1. Januar 

1966 aufgewendeten Kosten für 
den Vorabraum bis zu 50 vom 
Hundert als sofort abzugsfähige 
Betriebsausgaben behandelt wer- 
den; 

o) über Sonderabschreibungen bei 
beweglichen Wirtschaftsgütern 
des Anlagevermögens, die un- 
mittelbar und ausschließlich dazu 
dienen, die Verunreinigung der 
Luft zu verhindern, zu beseitigen 
oder zu verringern, und die in 
der Zeit vom 1. Januar 1957 bis 
zum 31. Dezember 1960 von 
Steuerpflichtigen, die den Ge- 
winn auf GrumJ ordnungsmäßi- 
ger Buchführung nach § 4 Abs. 1 
oder § 5 ermitteln, angeschafft 
oder hergestellt werden. Die 
Sonderabschreibungen können im 
Wirtschaftsjahr der Anschaffung 
oder Herstellung und in dem 
folgenden Wirtschaftsjahr bis zu 
insgesamt 50 vom Hundert der 
Anschaffungs- oder Herstellungs- 
kosten in Ansprudi genommen 
werden. Daneben sind Absetzun- 
gen für Abnutzung nach § 7 vor- 
zunehmen. Bei Wirtschaftsgütern, 
für die von den Sonderabschrei- 
bungen Gebrauch gemacht wird, 
sind die Absetzungen für Ab- 
nutzung nadi § 7 in gleichen 
Jahresbeträgen vorzunehmen. 
Voraussetzung für die Inan- 


spruchnahme der Sohderabsdirei- 
bungen ist, daß die Anschaffung 
oder Herstellung der Wirt- 
schaftsgüter Im öffentlichen In- 
teresse erforderlich ist. Die 
Sonderabschreibungen sind nicht 
zuzulassen für Wirtschaftsgüter, 
die im Rahmen der Neuerrich- 
tung von Betrieben oder Betrieb- 
stätten angeschafft oder herge- 
stellt werden; 

p) über die Bemessung der Ab- 
setzungen für Abnutzung oder 
Substanzverringerung bei nicht 
zu einem Betriebsvermögen ge- 
hörenden Wirtschaftsgütern, die 
vor dem 21. Juni 1948 ange- 
schafft oder hergestellt oder die 
unentgeltlich erworben worden 
sind. Hierbei kann bestimmt 
werden, daß die Absetzungen für 
Abnutzung oder Substanzverrin- 
gerung nldit nach den Anschaf- 
fungs- oder Herstellungskosten, 
sondern nach Hilfswerten (am 
21. Juni 1948 maßgebender Ein- 
heitswert, Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten des Rechts- 
vorgängers abzüglidi der von 
ihm vorgenommenen Absetzun- 
gen, fiktive Anschaffungskosten 
an einem noch zu bestimmenden 
Stichtag) zu bemessen sind. Zur 
Vermeidung von Härten kann 
zugelassen werden, daß an Stelle 
der Absetzungen für Abnutzung, 
die nach dem am 21. Juni 1948 
maßgebenden Einheitswert zu 
^bemessen sind, der Betrag abge- 
zogen wird, der für das Wirt- 
schaftsgut in dem Veranlagungs- 
zeitraum 1947 als Absetzung für 
Abnutzung geltend gemacht wer- 
den konnte. Für das Land Berlin 
tritt in den Sätzen 1 bis 3 an die 
Stelle des 21. Juni 1948 jeweils 
der 1, April 1949.“ 

c) In Ziffer 3 werden die Worte „§ 3 
Ziff. 14“ durch die Worte „§ 3 
Ziff. 16“ und die Worte „§ 26 Abs. 3 
und 4“ durch die Worte „§ 26 d Abs. 1 
und 4“ ersetzt, die Worte „§ 32 a 
Abs. 2,“ gestrichen und hinter den 
Worten „§ 39 a Abs. 2 und 3,“ die 
Worte „§ 40 Abs. 1,“ sowie hinter 
den Worten „§ 42,“ die Worte „ § 44 
Abs. 6,“ eingefügt. 
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21. Hinter § 51 wird der folgende § 51 a 
^ eingefügt: 

4 51 a 

Übergangsvorschrift 

Bis zum Ende der Übergangszeit nach 
Artikel 3 des Vertrages zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der 
Französischen Republik zur Regelung 
der Saarfrage vom 27. Oktober 1956 
(Bundesgesetzbl. II S. 1587) sind 

1. auf Steuerpflichtige, die im Saarland 
einen Wohnsitz oder ihren gewöhn- 
lichen Aufenthalt haben, die Vor- 
schrift des § 1 Abs. 3 und 

2. auf die in § 49 Abs. 1 bezeidineten 
Einkünfte, die im Saarland bezogen 
worden sind, die Vorschrift des § 2 
Abs. 2 Satz 2 

weiter anzuwenden. 

22. In der Anlage 1 (zu § 32) werden in den 
^ Spalten 3 bis 9 die Steuerbeträge von 

weniger als 18 Deutsche Mark gestrichen. 

23. In der Anlage 2 (zu § 39) werden in den 
^ Spalten 3 bis 9 die Steuerbeträge von 

weniger als 18 Deutsche Mark gestrichen. 

Artikel 2 

Entrichtung von Vorauszahlungen und 

Steuerabzug vom Arbeitslohn nach dem 
31. Dezember 1957 

(1) Für den Veranlagungszeitraum 1958 
haben Ehegatten, bei denen die Voraus- 
setzungen des § 26 Abs. 1 Satz 1 des Ein- 
kommensteuergesetzes in der Fassung des 
Artikels 1 Ziff. 4 vorliegen, bis zum Inkraft- 
treten neuer Vorschriften über die Veran- 
lagung von Ehegatten zur Einkommensteuer 
Vorauszahlungen nach den für den Veranla- 
gungszeitraum 1957 geltenden Vorschriften 
des Einkommensteuergesetzes zu entrichten. 

(2) Bis zum Inkrafttreten neuer Vor- 
schriften über den Steuerabzug vom Arbeits- 
lohn bei Ehegatten wird der Steuerabzug 
vom Arbeitslohn bei Ehegatten, die beide 
unbeschränkt steuerpflichtig sind und nicht 
dauernd getrennt leben, vom laufenden 
Arbeitslohn für Lohnzahlungszeiträume, die 
im Kalenderjahr 1958 beginnen, und von 


sonstigen, insbesondere einmaligen Bezügen, 
die den Ehegatten im Kalenderjahr 1958 zu- 
fließen, vorbehaltlich einer anderen Behand- 
lung beim Lohnsteuer-Jahresausgleich und 
bei der Veranlagung, nach den für das Kalen- 
derjahr 1957 geltenden Vorschriften des Ein- 
kommensteuergesetzes vorgenommen. 

Artikel 3 

Das Körperschaftsteuergesetz in der Fas- 
sung vom 21. Dezember 1954 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 467), des Gesetzes zur Ände- 
rung des Einkommensteuergesetzes und des 
Körperschaftsteuergesetzes vom 5. Oktober 
1956 (Bundesgesetzbl. I S. 781) und des Ge- 
setzes über die Verlängerung von Ermäch- 
tigungen zum Erlaß von Rechtsverordnun- 
gen zur Durchführung des Körperschaft- 
steuergesetzes und des Gewerbesteuergesetzes 
vom 30. März 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 314) 
wird wie folgt geändert: 

1. § 5 Abs. 2 erhält die folgende Fassung: 

♦ 

„(2) Bei Steuerpflichtigen, die Bücher 
nach den Vorschriften des Handelsgesetz- 
buchs zu führen verpflichtet sind, ist der 
Gewinn nach dem Wirtschaftsjahr, für 
das sic regelmäßig Abschlüsse machen, zu 
ermitteln. Weicht bei diesen Steuerpflich- 
tigen das Wirtschaftsjahr, für das sie regel- 
mäßig Abschlüsse machen, vom Kalender- 
jahr ab, so gilt der Gewinn aus Gewerbe- 
betrieb als in dem Kalenderjahr bezogen, 
ln dem das Wirtschaftsjahr endet. Die 
Umstellung des Wirtschaftsjahrs auf einen 
vom Kalenderjahr abweichenden Zeit- 
raum ist steuerlich nur wirksam, wenn sie 
im Einvernehmen mit dem Finanzamt 
vorgenommen wird.*' 

2. § 19 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 3 wird Satz 3 gestrichen. 

b) In Absatz 5 Buchstabe a wird die Zahl 
„6" durch die Zahl „5“ ersetzt. 

3. Hinter § 23 a wird der folgende § 23 b 
^ eingefügt: 

4 23 b 

Übergangsvorschrift 

Bis zum Ende der Übergangszeit nach 
Artikel 3 des Vertrages zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der 
Französischen Republik zur Regelung der 
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Saarfrage vom 27. Oktober 1956 (Bundes- 
gesetzbl. II S. 1587) ist auf Körperschaf- 
ten, Personenvereinigungen und Ver- 
mögensmassen, die im Saarland ihre Ge- 
schäftsleitung oder ihren Sitz haben, die 
Vorschrift des § 2 Abs. 2 weiter anzu- 
wenden." 

Artikel 4 

(1) Die Vorschriften des Artikels 1 
Ziff. 2, 9, 10 und 21 bis 23 und des Ar- 
tikels 3 Ziff. 3 sind erstmals für den Ver- 
anlagungszeitraum 1957 anzuwenden. Beim 
Steuerabzug vom Arbeitslohn sind die be- 
zeichneten Vorschriften des Artikels 1 bei 
laufendem Arbeitslohn erstmals auf den 
Arbeitslohn anzuwenden, der für einen 
Lohnzahlungszeitraum gezahlt wird, der 
nach dem 31. Dezember 1956 endet, bei 
sonstigen, insbesondere einmaligen Be- 
zügen auf den Arbeitslohn, der dem Steu- 
erpflichtigen nach dem 31. Dezember 1956 
zufließt. 

(2) Die Vorschrift des Artikels 1 Ziff. 3 
Buchstabe b ist erstmals für den Veranla- 
gungszeitrauni 1956 anzuwenden. 

(3) Die Vorschriften des Artikels 1 
Ziff. 1 Buchstabe b und des Artikels 3 
Ziff. 1 hinsichtlich des § 5 Abs. 2 Sätze 1 
und 2 und Ziff. 2 Buchstabe a gelten erst- 
mals für Wirtschaftsjahre, die nach dem 
31. Dezember 1956 enden. Die Vorschrif- 
ten des Artikels 1 Ziff. 1 Buchstabe a und 
des Artikels 3 Ziff. 1 hinsichtlich des § 5 
Abs. 2 Satz 3 sind erstmals auf Umstellun- 
gen des Wirtsdiaftsjahrs anzuwenden, die 
nacli dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
vorgenonimen werden. 

(4) Die Vorschriften des Artikels 1 
Ziff. 14, 15 Buchstabe a und Ziff. 18 so- 
wie des Artikels 3 Ziff. 2 Buchstabe b sind 
erstmals auf Zinsen anzuwenden, die nach 
dem 30. Juni 1957 fällig werden. 

(5) Die Vorschriften des Artikels 1 
Ziff. 16 und 19 sind erstmals auf Auf- 
sichtsratsvergütungen anzuwenden, die 
dem Steuerpflichtigen nach dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes zufließen. 

(6) Die Vorschrift des Artikels 1 
Ziff. 17 Buchstabe b ist erstmals für den 
Veranlagungszeitraum 1958 anzuwenden. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Abgabe „Notopfer Berlin" 
Artikel 5 

Der Erste Absclmitt gilt sinngemäß für die 
Anwendung des Gesetzes zur Erhebung einer 
Abgabe „Notopfer Berlin". 


DRITTER ABSCHNITT 

Gewerbesteuer 
Artikel 6 

Das Gewerbesteuergesetz in der Fassung 
vom 21. Dezember 1954 (Bundesgesetzbl. I 
S. 473), des Gesetzes zur Änderung des Ge- 
werbesteuergesetzes vom 5. Oktober 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 786) und des Gesetzes 
über die Verlängerung von Ermächtigungen 
zum Erlaß von Reditsverordnungen zur 
Durchführung des Körperschaftsteuergesetzes 
und des Gewerbesteuergesetzes vom 30. März 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 314) wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 2 v/ird der folgende Absatz 6 ange- 

♦ fügt: 

„(6) Der Gewerbesteuer unterliegen 
nicht inländische Betriebstätten eines Un- 
ternehmens der Schiffahrt oder Luftfahrt, 
dessen Geschäftsleitung sich in einem aus- 
ländischen Staat befindet, wenn die Ein- 
künfte aus diesen Betriebstätten nach § 49 
Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes 
steuerfrei sind." 

2. § 9 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Ziffer 1 erhält Satz 2 die folgende 
Fassung: 

„Umfaßt bei Beginn der Steuerpflicht, 
bei Beendigung der Steuerpflicht oder 
infolge Umstellung des Wirtsdiafts- 
jahrs der für die Ermittlung des Ge- 
werbeertrags maßgebende Zeitraum 
mehr oder weniger als zwölf Monate, 
so erhöht oder vermindert sich die 
Kürzung auf soviel Zwölftel, wie der 
maßgebende Zeitraum volle oder an- 
gefangene Kalendermonate umfaßt." 

b) In Ziffer 5 wird der folgende Satz 2 
angefügt: 
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„Umfaßt bei Beginn der Steuerpflicht, 
bei Beendigung der Steuerpflicht oder 
infolge Umstellung des Wirtschaftsjahrs 
der für die Ermittlung des Gewerbe- 
ertrags maßgebende Zeitraum mehr 
oder weniger als zwölf Monate, so er- 
höht oder vermindert sich die Kürzung 
auf soviel Zwölftel, wie der maß- 
gebende Zeitraum volle oder angefan- 
gene Kalendermonate umfaßt.“ 

3. § 9 a wird gestrichen. 

♦ 

4. § 10 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Die folgenden Absätze 2 und 3 werden 
angefügt: 

„(2) Weicht bei Unternehmen, die 
Bücher nach den Vorschriften des 
Handelsgesetzbuchs zu führen ver- 
pflichtet sind, das Wirtschaftsjahr, für 
das sie regelmäßig Abschlüsse machen, 
vom Kalenderjahr ab, so gilt der Ge- 
werbeertrag als in dem Erhebungs- 
zeitraum bezogen, in dem das Wirt- 
schaftsjahr endet. Bei Beginn der 
Steuerpflicht ist für den ersten Er- 
hebungszeitraum der Gewerbeertrag 
des ersten Wirtschaftsjahrs maßgebend. 

(3) Umfaßt bei Beginn der Steuer- 
pflicht, bei Beendigung der Steuer- 
pflicht oder infolge Umstellung des 
Wirtschaftsjahrs der für die Ermittlung 
des Gewerbeertrags maßgebende Zeit- 
raum mehr oder weniger als zwölf Mo- 
nate, so ist für die Anwendung der 
Steuermeßzahlen (§ 11) der Gewerbe- 
ertrag auf einen Jahresbetrag umzu- 
rechnen. Bei der Umrechnung sind 
Kalendermonate, In denen die Steuer- 
pflicht bestanden hat, als volle Kalen- 
dermonate anzusetzen.“ 

5. § 11 Abs. 5 erhält die folgende Fassung: 

♦ 

„(5) Hat die Steuerpflicht nicht während 
des ganzen Erhebungszeitraums (§ 14 

Abs. 2) bestanden, so ermäßigt sich der 
Steuermeßbetrag auf soviel Zwölftel, wie 
die Steuerpflicht volle oder angefangene 
Kalendermonate im Erhebungszeitraum 
bestanden hat.“ 

6. § 36 wird wie folgt geändert: 

♦ 


a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Der folgende Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Bis zum Ende der Übergangs- 
zeit nach Artikel 3 des Vertrages zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Französischen Republik zur 
Regelung der Saarfrage vom 27. Ok- 
tober 1956 (Bundesgesetzbl. II S. 1587) 
ist auf Gewerbebetriebe, die zugleich im 
Saarland und im übrigen Geltungs- 
bereich des Grundgesetzes und in Ber- 
lin (West) betrieben werden, die Vor- 
schrift des § 2 Abs. 5 weiter anzu- 
wenden.“ 

Artikel 7 

(1) Die Vorschriften des Artikels 6 sind 
vorbehaltlich des Absatzes 2 erstmals für den 
Erhebungszeitraum 1957 anzuwenden. 

(2) Die Vorschrift des Artikels 6 Ziff. 1 ist 
bei der Lohnsummensteuer erstmals für die 
Lohnsumme des Monats Januar 1957 anzu- 
wenden. 


VIERTER ABSCHNITT 

Bewertung, Vermögensteuer und 
Erbschaftsteuer 

Artikel 8 

Das Bewertungsgesetz vom 16. Oktober 
1934 (Reichsgesetzbl. I S. 1035) in der Fas- 
sung des § 30 des Einführungsgesetzes zu den 
Realsteuergesetzen vom 1. Dezember 1936 
(Reichsgesetzbl. I S. 961) und des Gesetzes 
zur Bewertung des Vermögens für die Ka- 
lenderjahre 1949 bis 1951 (Hauptveranlagung 
1949) vom 16. Januar 1952 (Bundesgesetz- 
bl. I S. 22) wird wie folgt geändert: 

1. S 22 Abs. 1 erhält die folgende Fassung: 

♦ 

„(1) Der Einheitswert wird neu fest- 
gestellt (Wertfortschreibung) 

1. bei einem land- und forstwirtschaft- 
lichen Betrieb, einem Grundstück oder 
einem Betriebsgrundstück, wenn der 
Wert, der sich für den Beginn eines 
Kalenderjahrs ergibt, entweder um 
mehr als den zehnten Teil, mindestens 
aber um 1000 Deutsche Mark, oder um 
mehr als 100 000 Deutsdie Mark von 
dem Einheitswert des letzten Fest- 
stellungszeitpunkts abweicht. Wird bei 
einer wirtschaftlichen Einheit die 
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Grundstücksfläche verkleinert oder 
vergrößert, so wird der Einheitswert 
ohne Rücksicht auf die Grenzen des 
Satzes 1 neu festgestellt, wenn der 
neue Wert um mindestens 1000 Deut- 
sche Mark von dem Einheitswert des 
letzten Feststellungszeitpunkts ab- 
weidit. Fällt eine wirtschaftliche Ein- 
heit weg, so wird der Einheitswert in 
jedem Falle auf Null Deutsche Mark 
fortgeschriebeii; 

2. bei einem gewerblichen Betrieb oder 
einer Gewerbeberechtigung, wenn der 
Wert, der sich für den Beginn eines 
Kalenderjahrs ergibt, entweder um 
mehr als ein Fünftel, mindestens aber 
um 5000 Deutsche Mark, oder um 
mehr als 100 000 Deutsche Mark von 
dem Einheitswert des letzten Fest- 
stellungszeitpunkts abweicht. Ziffer 1 
Satz 3 gilt entsprechend.“ 

2. In § 68 wird hinter der Ziffer 6 die fol- 

^ gende Ziffer 6 a eingefügt: 

„6 a. Ansprüche auf Renten und andere 
wiederkehrende Nutzungen und 
Leistungen, soweit der Jahreswert 
der Nutzungen oder Leistungen ins- 
gesamt 3600 Deutsche Mark nicht 
übersteigt, wenn der Berechtigte 
über 60 Jahre alt oder voraussicht- 
lich für mindestens drei Jahre er- 
werbsunfähig ist.“ 

3. § 69 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 wird der folgende Satz 
angefügt: 

„Der sich aus Satz 1 ergebende Stich- 
tag gilt auch für Neuveranlagungen 
und Nachveranlagungen zur Ver- 
mögensteuer auf einen anderen Zeit- 
punkt.“ 

b) Die Absätze 2 und 3 erhalten die fol- 
gende Fassung: 

„(2) Für die Bewertung von Wert- 
papieren, Anteilen oder Genußscheinen, 
die nach dem in Absatz 1 Satz 1 be- 
zelchneten Zeitpunkt ausgegeben sind, 
ist bei Neuveranlagungen und Nach- 
veranlagungen Stichtag der 31. De- 
zember des Jahres der Ausgabe. 

(3) Durch Reditsverordnung kann 
in den Fällen der Absätze 1 und 2 ein 
Stichtag bestimmt werden, der vom 
31. Dezember abweicht.“ 


4. Hinter § 73 a wird der folgende § 73 b 
^ ein gefügt: 

4 73 b 

Krankenanstalten 

(1) Bei der Ermittlung des Gesamt- 
vermögens und des Inlandsvermögens ist 
der für das Betriebsvermögen einer vom 
Eigentümer betriebenen Krankenanstalt 
festgestellte Einheitswert oder der auf die 
Krankenanstalt entfallende Teil des Ein- 
heitswerts nur mit der Hälfte anzusetzen. 
Voraussetzung ist, daß die Kranken- 
anstalt im vorangegangenen Kalenderjahr 
in besonderem Maße der minderbemittel- 
ten Bevölkerung gedient hat. 

(2) Eine Krankenanstalt dient in be- 
sonderem Maße der minderbemittelten 
Bevölkerung, wenn die Voraussetzungen 
des § 10 Abs. 2 oder 3 der Verordnung 
zur Durchführung der §§ 17 bis 19 des 
Steueranpassungsgesetzes (Gemeinnützig- 
keitsverordnung) vom 24. Dezember 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1592) erfüllt sind. 

(3) Hat eine Krankenanstalt keine Kon- 
zession (§ 30 der Reichsgewerbeordnung), 
so steht ihr die Steuervergünstigung auf 
Grund dieses Paragraphen nicht zu, es sei 
denn, daß sie in einem Gebiet betrieben 
wird, in dem diese Konzession nicht er- 
forderlich Ist.“ 

Artikel 9 

Das Vermögensteuergesetz In der Fassung 
vom 10. Juni 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 137) 
wird wie folgt geändert: 

l.In § 2 wird der folgende Absatz 3 an- 
♦ gefügt: 

„(3) Abweichend von Absatz 2 er- 
streckt sich die Steuerpflicht nidit auf das 
Inländische Betriebsvermögen eines Steuer- 
pflichtigen mit Wohnsitz oder gewöhn- 
lichem Aufenthalt, Sitz oder Geschäfts- 
leitung in einem ausländischen Staat, 
wenn dieses Vermögen dem Betrieb von 
eigenen oder gecharterten Schiffen oder 
Luftfahrzeugen eines Unternehmens dient, 
dessen Geschäftsleitung sich ln dem aus- 
ländischen Staat befindet. Voraussetzung 
für die Steuerbefreiung Ist, daß dieser 
Staat Steuerpflichtigen, die Ihren Wohn- 
sitz oder gewöhnlichen Aufenthalt, Sitz 
oder Ort der Geschäftsleitung Im Geltungs- 
bereich des Grundgesetzes oder in Berlin 
(West) haben, eine entsprechende Steuer- 


16 



befreiung für derartiges Vermögen ge- 
währt.“ 

2. Hinter § 2 wird der folgende § 2 a ein- 

♦ gefügt: 

„§ 2 a 

Steuerpflicht im Verhältnis zum Saarland 

Bis zum Ende der Übergangszeit nach 
Artikel 3 des Vertrages zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der 
Französischen Republik zur Regelung der 
Saarfrage vom 27. Oktober 1956 (Bundes- 
gesetzbl. II S. 1587) werden 

1. natürliche und Juristische Personen, die 
im Saarland einen Wohnsitz oder ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt, ihre Ge- 
schäftsleitung oder ihren Sitz haben, 
im übrigen Geltungsbereich des Grund- 
gesetzes und in Berlin (West) wie be- 
schränkt Steuerpflichtige behandelt; 

2. Vermögensgegenstände der in § 77 des 
Bewertungsgesetzes genannten Art, die 
auf das Saarland entfallen, im übrigen 
Geltungsbereich des Grundgesetzes und 
in Berlin (West) außer Ansatz ge- 
lassen.“ 

3. § 5 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 Ziff. 3 erhält der Schluß- 
satz die folgende Fassung: 

„Der Freibetrag wird nicht gewährt 
für Kinder, die das 18. Lebensjahr 
vollendet haben und Vermögensteuer 
auf Grund selbständiger Veranlagung 
zu entrichten haben.“ 

b) Absatz 2 erhält die folgende Fassung: 

„(2) Weitere 5000 Deutsche Mark 
sind steuerfrei, wenn die folgenden 
Voraussetzungen gegeben sind: 

1. Der Steuerpflichtige muß über sech- 
zig Jahre alt oder voraussichtlich für 
mindestens drei Jahre erwerbs- 
unfähig sein. 

2. Das Gesamtvermögen (§ 4) darf 
nicht mehr als 50 000 Deutsche 
Mark betragen.“ 

c) Der folgende Absatz 3 wird angefügt: 

«(3) Werden Ehegatten zusammen 
veranlagt (§11 Abs. 1), so wird der 


Freibetrag nach Absatz 2 gewährt, 
wenn bei einem der Ehegatten die 
Voraussetzungen des Absatzes 2 Ziff. 1 
gegeben sind und das Gesamtvermögen 
(§ 4) nicht mehr als 100 000 Deutsche 
Mark beträgt. Der Freibetrag erhöht 
sich auf 10 000 Deutsche Mark, wenn 
bei beiden Ehegatten die Voraus- 
setzungen des Absatzes 2 Ziff. 1 gege- 
ben sind und das Gesamtvermögen 
nicht mehr als 100 000 Deutsche Mark 
beträgt.“ 

4. In § 6 Abs. 2 wird die Zahl „5000“ durch 
^ die Zahl „10 000“ ersetzt. 

5. Hinter § 6 wird der folgende § 6a ein- 

♦ gefügt: 

»§ 6 a 

Besteuerungsgrenze bei beschränkt 
Steuerpflichtigen 

Von den beschränkt Steuerpflichtigen 
(§ 2) wird die Vermögensteuer nur er- 
hoben, wenn das Inlandsvermögen (§ 4) 
2000 Deutsche Mark übersteigt.“ 

6. In § 7 werden 

♦ 

a) in Ziffer 1 Buchstabe c die Zahl „5000“ 
durch die Zahl „10 000“ ersetzt, 

b) Ziffer 2 wie folgt gefaßt: 

„2. bei beschränkt Steuerpflichtigen mit 
mehr als 2000 Deutsche Mark In- 
landsvermögen das Inlandsvermö- 
gen (§ 4).“ 

7. In § 13 Abs. 1 erhält die Ziffer 1 die fol- 
^ gende Fassung: 

„l.wenn der Wert des Gesamtvermögens 
oder des Inlandsvermögens, der sich 
für den Beginn eines Kalenderjahres 
ergibt, entweder um mehr als ein 
Fünftel oder um mehr als 100 000 
Deutsche Mark von dem Wert des 
letzten Veranlagungszeitpunkts ab- 
weicht. Weicht der Wert nach oben ab, 
so muß die Wertabweichung minde- 
stens 50 000 Deutsche Mark betragen; 
weicht der Wert nach unten ab, so 
muß die Wertabweichung mindestens 
5000 Deutsche Mark betragen;“. 

Artikel 10 

In das Erbschaftsteuergesetz in der Fassung 
vom 30. Juni 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 764), 
des Gesetzes zur Änderung des Erbschaft- 
steuergesetzes vom 16. Januar 1952 (Bundes- 
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gesetzbl. I S. 20), des § 369 des Lasten- 
ausgleichsgesetzes vom 14. August 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 446), des § 49 des Bun- 
desvertriebenengesetzes vom 19. Mai 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 201), des Gesetzes zur 
Änderung des Erbschaftsteuergesetzes vom 
23. Juli 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 687) und 
des Gesetzes zur Neuordnung von Steuern 
vom 16. Dezember 1954 (Bundesgesetzbl. I 
S. 373) wird hinter § 8 der folgende § 8 a 
eingefügt: 

8 a 

Persönliche Steuerpflicht im Verhältnis 
zum Saarland 

(1) Bis zum Ende der Übergangszeit nach 
Artikel 3 des Vertrages zwisdien der Bundes- 
republik Deutschland und der Französischen 
Republik zur Regelung der Saarfrage vom 
27. Oktober 1956 (Bundesgesetzbl.il S. 1587) 
tritt die Steuerpflicht ein: 

1. wenn der Erblasser zur Zeit seines Todes 
einen Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt im Saarland hat, nur für den 
Erbanfall, der aus Vermögensgegenständen 
der in § 77 des Bewertungsgesetzes ge- 
nannten Art oder in einem Nutzungsrecht 
daran besteht, soweit die Vermögens- 
gegenstände sich im übrigen Geltungs- 
bereich des Grundgesetzes oder in Berlin 
(West) befinden. Dies gilt auch dann, wenn 
der Erwerber Wohnsitz, gewöhnlichen 
Aufenthalt, Geschäftsleitung oder Sitz im 
übrigen Geltungsbereich des Grundgesetzes 
oder in Berlin (West) hat; 

2. wenn der Erblasser zur Zeit seines Todes 
einen Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt im Geltungsbereich des Grund- 
gesetzes außerhalb des Saarlandes oder in 
Berlin (West) hat, für den gesamten Erb- 
anfall mit Ausnahme der Vermögens- 
gegenstände der in § 77 des Bewertungs- 
gesetzes genannten Art, die auf das Saar- 
land entfallen. 

(2) Wenn der Erblasser zur Zeit seines 
Todes weder einen Wohnsitz noch seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt im Saarland, im 
übrigen Geltungsbereich des Grundgesetzes 
oder in Berlin (West) hat, richtet sich die 
Steuerpflicht nach dem Wohnsitz, dem ge- 
wöhnlichen Aufenthalt, der Geschäftsleitung 
oder dem Sitz des Erwerbers. Absatz 1 Nr. 1 
und 2 gilt entsprechend. Hat auch der Er- 
werber zur Zeit der Entstehung der Steuer- 
schuld weder einen Wohnsitz noch seinen 


gewöhnlichen Aufenthalt, seine Geschäfts- 
leitung oder seinen Sitz im Saarland, im übri- 
gen Geltungsbereich des Grundgesetzes oder 
in Berlin (West), so tritt die Steuerpflicht 
nur für den Erbanfall ein, der aus Vermögens- 
gegenständen der in § 77 des Bewertungs- 
gesetzes genannten Art oder in einem 
Nutzungsrecht daran besteht, soweit sich die 
Vermögensgegenstände im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes außerhalb des Saarlandes 
oder in Berlin (West) befinden.“ 

Artikel 11 

Die Vorschriften des Artikels 6 Ziff. 1, 2 
und 4 und des Artikels 7 Ziff. 1 bis 6 sind 
erstmals bei der Hauptfeststellung der Ein- 
heitswerte der gewerblichen Betriebe und bei 
Wertfortschreibungen von Einheitswerten 
des Grundbesitzes sowie bei der Haupt- 
veranlagung der Vermögensteuer auf den 
Beginn des Kalenderjahrs 1957 anzuwenden. 
Die Vorschriften des Artikels 8 Ziff. 3 und 
des Artikels 9 Ziff. 7 sind erstmals bei Wert- 
fortschreibungen und Nachfeststellungen von 
Einheitswerten der gewerblichen Betriebe 
und bei Neuveranlagungen und Nachveran- 
lagungen der Vermögensteuer auf den Be- 
ginn des Kalenderjahrs 1958 anzuwenden. 
Die Vorschriften des Artikels 10 finden auf 
Erwerbe Anwendung, für welche die Steuer- 
schuld nach dem 31. Dezember 1956 ent- 
standen ist oder entsteht. 

Artikel 12 

(1) Für die Bewertung von Wertpapieren, 
Anteilen und Genußscheinen gelten in den 
Fällen von Kapitaländerungen bei Wertfort- 
schreibungen und Nachfeststellungen der 
Einheitswerte der gewerblichen Betriebe und 
bei Neuveranlagungen und Nachveranlagun- 
gen der Vermögensteuer auf den Beginn der 
Kalenderjahre 1954, 1955 oder 1956 die auf 
den Stichtag 31. Dezember 1952 festgesetz- 
ten Werte unverändert weiter. Dieser Wert 
gilt auch für die bei einer Kapitalerhöhung 
neu ausgegebenen Aktien und Anteile. § 69 
Abs. 2 Satz 2 des Bewertungsgesetzes findet 
nur Anwendung, wenn sich dadurch für den 
Steuerpflichtigen eine günstigere Bewertung 
ergibt. 

(2) Für die Bewertung von Wertpapieren, 
Anteilen und Genußscheinen, die unabhängig 
von Kapitaländerungen nach dem 31. De- 
zember 1952 ausgegeben wurden, ist bei 
Wertfortschreibungen und Nachfeststellun- 
gen der Einheitswerte der gewerblichen Be- 
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triebe sowie bei Neuveranlagungen und 
Nachveranlagungen zur Vermögensteuer auf 
den Beginn der Kalenderjahre 1954, 1955 
oder 1956 der 31. Dezember des Jahres der 
Ausgabe als Stichtag maßgebend. § 69 Abs. 2 
Satz 2 des Bewertungsgesetzes findet nur An- 
wendung, wenn sich dadurch für den Steuer- 
pflichtigen eine günstigere Bewertung ergibt. 

FÜNFTER ABSCHNITT 
Steueranpassungsgesetz 
Artikel 13 

§ 14 Abs. 3 des Steueranpassungsgesetzes 
vom 16. Oktober 1934 (Reichsgesetzbl. I 
S. 925) in der Fassung der Anlage 1 der Ver- 
ordnung zur Änderung der Einkom- 
mensteuer - Durchführungsverordnung vom 
16. Oktober 1948 (WiGBl. S. 139) und des 
Gesetzes zur Änderung von einzelnen Vor- 
schriften der Reichsabgabenordnung und an- 


derer Gesetze vom 11. Juli 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 511) wird mit Wirkung vom 
1. Januar 1957 gestrichen. 

SECHSTER ABSCHNITT 
Schlußvorschriften 

Artikel 14 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die 
auf Grund dieses Gesetzes erlassen werden, 
gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes, 

Artikel 15 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

Artikel 16 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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